
Zeitschrift: Diskussion : Magazin für aktuelle Gewerkschaftspolitik

Herausgeber: Diskussion

Band: - (1990)

Heft: 12: Die Gewerkschaften und Europa

Rubrik: Das Dokument

Nutzungsbedingungen
Die ETH-Bibliothek ist die Anbieterin der digitalisierten Zeitschriften auf E-Periodica. Sie besitzt keine
Urheberrechte an den Zeitschriften und ist nicht verantwortlich für deren Inhalte. Die Rechte liegen in
der Regel bei den Herausgebern beziehungsweise den externen Rechteinhabern. Das Veröffentlichen
von Bildern in Print- und Online-Publikationen sowie auf Social Media-Kanälen oder Webseiten ist nur
mit vorheriger Genehmigung der Rechteinhaber erlaubt. Mehr erfahren

Conditions d'utilisation
L'ETH Library est le fournisseur des revues numérisées. Elle ne détient aucun droit d'auteur sur les
revues et n'est pas responsable de leur contenu. En règle générale, les droits sont détenus par les
éditeurs ou les détenteurs de droits externes. La reproduction d'images dans des publications
imprimées ou en ligne ainsi que sur des canaux de médias sociaux ou des sites web n'est autorisée
qu'avec l'accord préalable des détenteurs des droits. En savoir plus

Terms of use
The ETH Library is the provider of the digitised journals. It does not own any copyrights to the journals
and is not responsible for their content. The rights usually lie with the publishers or the external rights
holders. Publishing images in print and online publications, as well as on social media channels or
websites, is only permitted with the prior consent of the rights holders. Find out more

Download PDF: 10.01.2026

ETH-Bibliothek Zürich, E-Periodica, https://www.e-periodica.ch

https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=de
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=fr
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=en


Europa braucht die 35

Frankfurter Thesen
Europa-Symposium der IG Metall
vom 15.11.1989

Der Gegensatz zwischen kon-
junkturellem Aufschwung und
anhaltend hoher Massenarbeits-

losigkeit bestimmt die Situation
in allen Ländern der europäi-
sehen Gemeinschaft. Es ist
höchste Zeit, das Vollbeschäfti-
gungsziel in praktische Politik
umzusetzen:
Gesicherte Arbeitsverhältnisse,
soziale Arbeitszeiten und hu-
mane Arbeitsbedingungen müs-
sen für alle Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer Westeuropas
Wirklichkeit werden.

Eine grundlegende Wende in
der Wirtschafts- und Beschäfti-
gungspolitik auf europäischer
Ebene ist erforderlich.
Statt tatenlosen Vertrauens in
die Selbstheilungskräfte des

Marktes müssen nationale Re-

gierungen und europäische In-
stitutionen handeln: Durch ge-
zielte regionale und sektorale

Strukturpolitik, durch aktive
Arbeitsmarktpolitik und durch
öffentliche Investitionspro-
gramme für mehr Umwelt-
schütz und mehr Arbeitsplätze.

Die gewerkschaftliche Arbeits-
zeitpolitik ist ein entscheiden-
des

Mittel, um mehr Arbeitsplätze,
mehr Menschlichkeit, mehr
Freizeit für die Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer zu schaf-
fen. Die 35-Stunden-Woche ist
das vorrangige arbeitspolitische

Ziel aller Gewerkschaften des

Europäischen Metallgewerk-
schaftsbundes (EMB).
Wir bekräftigen und unterstrei-
chen, dass dieses Ziel ver-
wirklicht werden muss.

Die Gestaltung der Arbeitszeit
darf nicht durch die schranken-
loseKonkurrenz des Kapitals in
den europäischen Ländern
bestimmt werden. Nicht nur
kürzere Arbeitszeit, sondern ge-
sicherte, gemeinsame Zeit zum
Leben, für das Zusammensein
von Menschen, für kulturelle,
sportliche und soziale Betäti-

gung bleiben auch in Zukunft
wichtig. Kulturelle Identitäten
und nationale Traditionen ge-
sellschaftlicher Zeitrhythmen,
wie z.B. das freie Wochenende,
dürfen nicht verschärfter Stand-
ortkonkurrenz mittels ver-
längerter Maschinenlaufzeiten
und unsozialer Arbeitszeit ge-
opfert werden.

1
Die Tarifauseinandersetzung,
die 1990 in der Metallindustrie
der Bundesrepublik Deutsch-
land ansteht, ist weit über die
Grenzen des Landes hinaus be-
deutsam. Ein Misserfolg dürfte
einen Stillstand in Sachen Ar-
beitszeitverkürzung in vielen
europäischen Ländern zur Folge
haben. Ein Erfolg wird in Ver-
bindung mit den Anstren-

gungen, die in etlichen euro-
päischen Ländern festzustellen

sind, die 35-Stunden-Woche
voran und zum Abschluss brin-
gen.

Wir brauchen bessere gegensei-
tige Information und mehr
gemeinsame Aktionen im Ver-
lauf der kommenden Tarifausei-
nandersetzung. Wir wollen für
die Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer in allen Ländern
sichtbar werden lassen, dass die

Europa
braucht die 35

It
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internationale Zusammenarbeit
verstärkt wird, dass sich Ge-
werkschaften und Belegschaf-
ten nicht gegeneinander aus-
spielen lassen.

Die europäischen Metallge-
werkschaften unterstreichen:
Streikbrucharbeiten sollen
grenzüberschreitend verhindert
werden.
In Arbeitskämpfen soll jede
erdenkbare Form von Hilfe und

gegenseitiger Unterstützung ge-
leistet werden.

Die Aussperrung ist ein beson-
derer Skandal. Viele Länder
Europas haben hier Regelun-
gen, die für die Arbeitnehmer
und Gewerkschaften besser sind
als in der Bundesrepublik. Hier
haben die Unternehmer zusätz-
lieh das Instrument der kalten
Aussperrung in die Hand be-
kommen. Solidarische Unter-
Stützung ist hier besonders er-
forderlich.
Wir bekräftigen: Die Aussper-
rung muss in allen Ländern
Europas gesellschaftlich geäch-
tet und rechtlich verboten wer-
den. Wir fordern dies auch als
zentrales Element für eine

europäische Sozialordnung.

Die europäischen Metallge-
werkschaften fordern mit allem
Nachdruck eine europäische
Sozialcharta. Sie muss soziale
Mindeststandards gewährlei-
sten sowie Teilhabe und Ge-
staltungsrechte und einklagbare
Rechtsansprüche auf ihre Ver-
wirklichung für Arbeitnehmer
und Gewerkschaften enthalten.

«An Fortschritt in
Europa brauchen wir gar

nicht 21« denken, wenn
wir nicht beginnen, ihn

durchzusetzen.»
Gerd Wink,

Leiter des IG-Metall-Vertrauenskörpers bei Opel Riisselsheim

Die europäischen Metallge-
werkschaften unterstreichen
ihren Willen, gemeinsam zu
handeln und sich gegenseitig zu
unterstützen:

Für die 35-Stunden-
Woche, für die Ächtung
und das Verbot der
Aussperrung, für ein
soziales Europa!

«Mehr Arbeitsplätze
durch den europäischen
Binnenmarkt wird es
nicht von alieine geben,
Dafür ist eine aktive
Beschäftigungs- uni

gionaipolitik nötig,
ifgr EG 111«! öer
nationalen
Regierungi
Ursula Engelen-Kefen,
Vizepräsidentin der Bundesanstalt für Arbeit

< Wir deutschen
Gewerkschafter mis
viel bsssigsr werden
die Mitbestimmung
offensiv verteidigen,
Alois Schwarz,
Vorsitzender des Gesamtbetriebsrates von MBB
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Antrag z.H. SGB-Kongress
zur Europapolitik (GBH/ GTCP)

Aufgrund der Politik der Euro-
päischen Gemeinschaft ist die

Option EWR im Moment die
realpolitische Möglichkeit zur
europäischen Integration für die
Schweiz. Dennoch ist diese

Option nicht optimal, weil
der Verlust von nationalen
Entscheidungsmöglichkeiten
im wirtschaftspolitischen Be-
reich noch nicht durch entspre-
chende Mitbestimmungsmög-
lichkeiten im Rahmen der EG

kompensiert werden kann. Zu
einem EWR-Vertrag soll des-

halb erst Stellung bezogen wer-
den, wenn sein Inhalt vorliegt.
Vom SGB kann einem solchen

Vertrag nur zugestimmt werden,
wenn in ihm grundlegende
Rechte der Arbeitnehmer und
Arbeitnehmerinnen
gewährleistet sind, welche ein
Sozial- und Lohndumping ver-
hindern. Wenn dies nicht der
Fall ist, muss ein EWR-Vertrag
abgelehnt werden.

1. Bedingungen für einen
EWR-Vertrag

Die wichtigsten Punkte, die in
einem EWR-Vertrag enthalten
oder in der Schweiz verwirklicht
sein müssen, sind
a) betreffs der sozialen Dirnen-
sion

- der Ausbau der Gewerk-
schaftsrechte, insbesondere das

Recht auf gesamtarbeitsvertrag-
liehe Regelung der Arbeitsver-
hältnisse und das Streikrecht.
Die Schweiz soll die Sozialchar-
ta des Europarates unterzeich-
nen.

- die Mitbestimmung der Ar-
beitnehmer;

- die Verwirklichung der Lohn-
gleichheit zwischen Frauen und

Männern;

- der Ausbau der Rechte der
Arbeitnehmer in Fragen der
Arbeitssicherheit und des Ge-
sundheitsschutzes: insbesonde-
re die Übernahme der EG-Infor-
mations- und Mitbestimmungs-
rechte und keine Vorbehalte der
Schweiz.
b) betreffs Freizügigkeit
- die Abschaffung des Saison-

nierstatuts nach einer Über-

gangsphase ohne dessen Ersatz
durch eine Kurzaufenthalterbe-
willigung;
- die Gleichberechtigung der

Grenzgänger, wobei die Bewil-
ligungspflicht für die erste An-
Stellung beibehalten werden soll
und tripartitische Kommissio-
nen zur Kontrolle der Einhai-
tung von Minimallöhnen und
der Gesamtarbeitverträge gebil-
det werden sollen.

c) betreffs Öffnung der Märkte
für das öffentliche Beschaf-
fungswesen

- die Aufnahme des «Ausfüh-
rungsprinzips» mit den entspre-
chenden Massnahmen, d.h.

Anwendung einheimischer Ar-
beitsbedingungen und entspre-
chender Kontroll- und Sank-
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tionsmechanismen sowie glei-
che Bedingungen für in- und
ausländische Unternehmen bei
der Zuteilung von Ausländer-
kontingenten.

2. Prüfen des Direktbeitritts

Wenn ein EWR-Vertrag vom
SGB abgelehnt wird oder in
einer Volksabstimmung keine
Zustimmung erhält, verfolgt der
SGB den EG-Direktbeitritt,
wobei die vorübergehenden und
definitiven Beitrittsbedingun-
gen zu klären und zu definieren
sind. Dabei vertritt der SGB
wedereine Politik des isolationi-
stischen Rückzugs ins eigene
Schneckenhaus noch eine Poli-
tik, die die herrschenden Ver-
hältnisse in der EG einfach ak-

zeptiert. Stattdessen setzt sich
der SGB gemeinsam mit den
anderen europäischen Gewerk-
Schäften für ein soziales, ökolo-
gisches, friedliches und demo-
kratisches Europa ein.

3. Ständige Arbeitsgruppe

Im SGB wird zu Fragen der

Europapolitik eine ständige
Arbeitsgruppe gebildet.

4. Verstärkung der internatio-
nalen Zusammenarbeit

Der SGB verstärkt seine Bestre-
bungen zur internationalen Zu-
sammenarbeit. Er verstärkt sei-

ne Mitarbeit im Europäischen
Gewerkschaftsbund und betei-

ligt sich an allfälligen Aktionen.
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